
 

 

 

Tempo 30 auf der Friedrichstraße? 

 

Straßenbahnen und Autoverkehr verstopfen die Friedrichstraße oft. FOTO: Endermann, 

Andreas  

 

Düsseldorf. Eine Arbeitsgruppe möchte die Friedrichstraße nach Fertigstellung der 

Wehrhahn-Linie von Autos entlasten – und Verkehr auf die Elisabethstraße verlagern. Die 

Stadt lehnt den Plan ab. Von Arne Lieb und Christine Zacharias  

Die Diskussion um die Neugestaltung der Friedrichstadt kommt in Gang. Wenn Ende 2015 

die Wehrhahn-Linie in Betrieb geht, fallen auch die Straßenbahn-Gleise weg – eine Chance, 

mehrere Straßen neu zu gestalten. Am Dienstag startet das sogenannte Moderationsverfahren 

für Friedrichstraße und Elisabethstraße, in dem die Stadt ihre Planung vorstellt – und die 

Anliegen der Beteiligten vor Ort anhört. 

Ein von Bürgern erarbeiteter Vorschlag liegt bereits auf dem Tisch. Die Arbeitsgruppe 

Mobilität der sogenannten Lokalen Agenda 21 – einem von der Stadt geförderten 

Forum zur Bürgerbeteiligung – hat ein Papier erarbeitet, das der Planung der Stadt in 

zentralen Punkten widerspricht. Die Friedrichstraße soll den Bürgern zufolge ihre 

"Eigenschaft als Hauptverkehrsstraße" verlieren und verkehrsberuhigt werden, Stichwort: 

Tempo 30. Den Durchgangsverkehr wollen die Planer der Gruppe auf die parallel verlaufende 

Elisabethstraße verlegen, die vom Bilker Bahnhof bis zum Graf-Adolf-Platz dann eine 

Fahrspur nach Norden sowie zwei Fahrspuren nach Süden erhielte. Der Verkehrsstrom könnte 

im Anschluss über die Breite Straße zur Heinrich-Heine-Allee geleitet werden. 



 

 

Geht es nach der Arbeitsgruppe, sollen sich solche Zustände ändern. FOTO: Andreas 

Endermann  

Ein in zwei Richtungen befahrbarer Radweg ist an der östlichen Seite der Elisabethstraße 

vorgesehen – dafür soll nach dem Wunsch der Gruppe auf der Friedrichstraße kein Streifen 

für Radfahrer eingerichtet werden. "Wir gewinnen dadurch mehr Raum und schaffen eine 

höhere Aufenthaltsqualität", sagt Jörg Forßmann von der Arbeitsgruppe Mobilität. Das sei 

auch dringend nötig, denn die Friedrichstraße als Einkaufsstraße befinde sich im 

Abwärtstrend. 

Die Einkaufmeile soll daher künftig nur noch für den Quartiersverkehr offen sein mit einer 

Fahrspur in jede Richtung von je drei Metern Breite, auf dem auch die Radler fahren. Dadurch 

eröffne sich ein größerer Seitenraum, der Platz genug für Fußgänger, Anlieferverkehr und vor 

allem für (Kurzzeit-)Parkplätze biete. Die Zahl der Stellplätze werde sich sogar verdoppeln. 

Das ist erklärter Wunsch der Einzelhändler, die hinter den Plänen stehen. In einem späteren 

Schritt ist sogar angedacht, den Abschnitt zwischen Herzogstraße und Graf-Adolf-Platz 

komplett zu beruhigen und Pkw-Verkehr nur noch im Schritttempo zuzulassen. 

Von solchen Vorstellungen hält Verkehrsdezernent Stephan Keller nichts. In einem ersten 

Gespräch hat er bereits viele Bedenken signalisiert, die zum Teil in das Papier eingearbeitet 

worden sind. Die für die Arbeitsgruppe zentrale Idee, die Friedrichstraße von Verkehr zu 

entlasten, lehnt die Stadt aber ab. In den ersten Überlegungen, die OB Dirk Elbers und sein 

Dezernent Keller bereits vorgestellt haben, heißt es: Ein Ziel der Neugestaltung sei die 

"Berücksichtigung der notwendigen Leistungsfähigkeit für den Motorisierten 

Individualverkehr sowie den Fuß- und Radverkehr". Heißt im Klartext: Die Stadt will auf die 

Friedrichstraße als Achse in die Innenstadt nicht verzichten. Sie soll weiter als 

Hauptverkehrsstraße eingestuft werden, mit 11 000 bis 16 000 Autos in 16 Tagesstunden. 

Den neugewonnenen Raum durch den Wegfall der Schienen will die Stadt für die Einrichtung 

von Parkbuchten nutzen, außerdem soll auf der Friedrichstraße neben zwei durchgehenden 

Autospuren ein Radstreifen gebaut werden. Zugleich will die Stadt die Aufenthaltsqualität 

erhöhen. 



Ihre Meinung zu den Plänen können Bürger am Dienstag ab 19 Uhr in einer Anhörung der 

Stadt im Luisen-Gymnasium sagen. Das wollen auch die Arbeitsgruppe sowie die 

Interessengemeinschaft Friedrichstraße tun. An der städtischen Anhörung äußern beide 

Gruppen im Vorfeld Kritik. "Der Termin wurde zu kurzfristig angesetzt", sagt Claudia 

Bremer von der IG Friedrichstraße. Und die Gruppe befürchtet, dass sie nicht genügend Raum 

erhält, ihren Vorschlag zu begründen. 

 






